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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 183. Sit- 
zung am 20. September 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 29. August 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über die Bildung von Rückstellungen in der Um- 
stellungsrechnung der Geldinstitute, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen und in der Altbankenrech- 
nung der Berliner Altbanken 
— Drucksachen 3400, 3629, zu 3629 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel einberufen wird, dem 
Gesetz die aus der Anlage ersichtliche Fassung zu geben. 

Der Bundesrat legt für den Fall, daß das Vermittlungsverfahren 
infolge des Auslaufens der Legislaturperiode des Bundestages nicht 
mehr durchgeführt werden sollte, bereits jetzt gemäß Artikel 77 
Abs. 3 des Grundgesetzes Einspruch ein. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 20. September 1 957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. September 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Sieveking 


Drude: Bonner UnJ^ersitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Goethestr. 54, Telefon 35 51 



Anlage 


Gesetz 

über die Deckung von Verbindlichkeiten der Geldinstitute 
und Versicherungsunternehmen aus § 61 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§1 

(1) Den Geldinstituten und Versicherungs- 
unternehmen werden zur Deckung ihrer Ver- 
pflichtungen aus § 61 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der unter Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
in der Fassung vom 1. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1287) Ausgleichsforderungen 
gegen den Bund zugeteilt; die Verpflichtungen 
sind für diesen Zweck nach den für die Bil- 
dung von Pensionsrückstellungen in der Um- 
stellungsrechnung geltenden Vorschriften zur 
Neuordnung des Geldwesens zu berechnen. Die 
Ausgleichsforderungen gelten als am 1. April 
1951 entstanden; sie sind bei Geldinstituten 
mit jährlich 3 vom Hundert, bei Versiche- 
rungsunternehmen mit jährlich 3 Vs vom Hun- 
dert zu verzinsen. Im übrigen gelten § 5 
Abs. 4, §§ 6 und 7 Abs. 1 des Gesetzes über 
Leistungen aus vor der Währungsreform ein- 
gegangenen Renten- und Pensionsversiche- 
rungen (Rentenaufbesserungsgesetz) in der 
Fassung vom 15. Februar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 118) entsprechend. 

(2) Die Berechnung der Ausgleichsforderun- 
gen bedarf der Bestätigung durch den Bundes- 
minister der Finanzen, der auch die Zuteilung 
vornimmt. Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft durch Rechts- 


verordnung Näheres über die Berechnung der 
Ausgleichsforderungen und über ihre Auftei- 
lung auf die einzelnen Geldinstitute und Ver- 
sicherungsunternehmen zu bestimmen. 

§2 

§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Tilgung 
von Ausgleichsforderungen vom 14. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 507) wird unter Nr. 1 
durch den Buchstaben m, unter Nr. 2 durch 
den Buchstaben f mit jeweils folgendem Wort- 
laut ergänzt: „§ 1 des Gesetzes über die Dek- 
kung von Verbindlichkeiten der Geldinstitute 
und Versicherungsunternehmen aus § 61 des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen vom (Bundesgesetzbl. 

- • -V 

§3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drit- 
tes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch in Berlin (West). 

§4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 5 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Durch § 61 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen (G 131) 
sind die öffentlich-rechtlichen Sach-, Lebens-, 
Unfall- und Haftpflichtversicherungseinrich- 
tungen und die öffentlich-rechtlichen Geldin- 
stitute mit der nach diesem Gesetz zu erbrin- 
genden Versorgung der unter das G 131 fal- 
lenden Angehörigen ihrer Schwesterinstitute 
außerhalb des Bundesgebiets und Berlins 
(West) belastet. Da es sich bei den belasteten 
Instituten um Einrichtungen handelt, die zum 
großen Teil mit gleichartigen Privatunterneh- 
men, die entsprechende Versorgungsverpflich- 
tungen nicht zu tragen haben, im Wettbewerb 
stehen, und da sie in ihrer Wettbewerbsfähig- 
keit unter Umständen dadurch behindert wer- 
den, erscheint es geboten, ihnen für die Ver- 
pflichtungen aus § 61 des G 131 die entspre- 


chende Entlastung zuteil werden zu lassen. 
Da diese Verpflichtungen ihren Ursprungs- 
grund in dem Zusammenbruch des Reichs ha- 
ben und sich demzufolge als Kriegsfolgelasten 
dar stellen, erscheint es angezeigt, ihnen zur 
Vermeidung von Härten Ausgleichsforderun- 
gen gegen den Bund zuzuteilen. Die Ver- 
pflichtungen, für die Ausgleichsforderungen 
gegen den Bund zugeteilt werden, sollen nach 
den für die Einstellung von Pensionsverpflich- 
tungen in die Umstellungsrechnung geltenden 
Vorschriften zur Neuordnung des Geldwesens 
berechnet werden; das bedeutet insbesondere 
die Anwendung der Staffelung der Durchfüh- 
rungsverordnung Nr. 38 zum Umstellungs- 
gesetz (Pensionsrückstellungen der Geldinsti- 
tute, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen). 



